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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— ͤ ͤmoZEJ—ñ— ʃ(̃—— 


(Nr. 2181.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 5. Januar 1840. die Beſtrafung der Uebertre— 
tungen des Verbots einer Ueberladung der Rheinſchiffe betreffend. 


Al, Ihren gemeinſchaftlichen Antrag vom 26. v. M. u. J. will Ich das von 

ſaͤmmtlichen Bevollmaͤchtigten der Rheinuferſtaaten als Supplementar-Artikel 

zur Rheinſchiffahrts-Ordnung vom 31. März 1831. vorgeſchlagene Verbot ger 

gen Ueberladung der Fahrzeuge auch fuͤr den Preußiſchen Rhein in nachſtehen— 

der Faſſung hiermit guͤltig erklaͤren: i 

| „Schiffer, deren Fahrzeuge tiefer gehen, als die Linie, durch welche 

„von der kompetenten Behoͤrde die groͤßte zulaͤſſige Einſenkung derſel— 

„ben bezeichnet worden iſt, verfallen in die durch die Geſetze des 

„Staats, in deſſen Gebiete die Uebertretung entdeckt worden, gegen 

„AUeberladung der Schiffe verhaͤngten Strafen. Es bleibt aber jeder 

„Regierung unbenommen, den Artikel 64. der Rheinſchiffahrts-Ord— 

„nung fuͤr anwendbar zu erklaͤren, jedoch mit der Maaßgabe, daß die 

„darin feſtgeſetzte Geldbuße nach Umſtaͤnden bis auf 20 Franks er— 

„maͤßigt werden kann. Zugleich ſind ſolche Schiffer anzuhalten, in 

„dem erſten Hafen die Ladung bis zur erlaubten Einſenkung zu ver— 
„mindern.“ N 

Dabei ſetze Ich feſt, daß bei Uebertretung dieſes Verbots die dieſſeitigen 

Gerichte auf eine Geldbuße von 5 bis 80 Thalern (20 bis 300 Franks) oder 

verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe, für den Fall des Unvermoͤgens, zu erkennen 

haben. Ich trage Ihnen auf, die Publikation dieſer Beſtimmung zu veranlaf- 

fen, und erwarte, daß Sie, der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, die 
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im Archiv der Rheinſchiffahrts-Central-Kommiſſion niederzulegende Genehmi⸗ 
gungs-Urkunde jenes Zuſatz- Artikels zu Meiner Vollziehung vorlegen werden. 
Berlin, den 5. Januar 1840. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


An 5 
die Staatsminiſter Muͤhler, Graf v. Alvensleben und Frh. v. Werther. 


(Nr. 2182.) 
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(Nr. 2182.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 17. September 1840. in Betreff der bei ent- 
zündlichen oder ätzenden Stoffen auf dem Rheine zu beobachtenden Vor— 
ſichtsmaaßregeln und der Beſtrafung von Uebertretungen derſelben. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag vom 18. Juli d. J. will Ich die von 
ſaͤmmtlichen Bevollmaͤchtigten der Rheinuferſtaaten als Zuſatz zum §. 65. der 
Rheinſchiffahrts-Ordnung vom 31. März 1831. vorgeſchlagene Anordnung hin- 
ſichtlich der bei der Verſendung von entzuͤndlichen oder aͤtzenden Stoffen auf 
dem Rheine zu beobachtenden Vorſichtsmaaßregeln hiermit auch fuͤr den Preu— 
ßiſchen Rhein in nachſtehender Faſſung guͤltig erklaͤren: 
„Bei anderen entzuͤndlichen oder aͤtzenden Stoffen, als: Schwefel-, 
„Salpeter, Salzſaͤure, Streich-Feuer zeugen, Zuͤndhoͤlzern u. ſ. w. 
„hat die Hafen-Polizei-Behoͤrde des Einladungs-Orts zu beſtimmen 
„ob ſie in abgeſonderten Fahrzeugen gefuͤhrt werden muͤſſen, oder mit 
„anderen Guͤtern verladen werden duͤrfen. Im letzteren Falle hat ſie 
„die erforderlichen Vorſichtsmaaßregeln, denen ſich der Schiffer zu un⸗ 
„terwerfen hat, anzuordnen und im Manifeſte zu vermerken. Zuwi⸗ 
„derhandlungen werden nach den Landesgeſetzen des betreffenden Ufer⸗ 
„ſtaates beſtraft; es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den 
„Artikel 64. der Konvention fuͤr anwendbar zu erklaͤren, jedoch mit 
„der Maaßgabe, daß nur der geringſte Satz der darin vorgeſehenen 
„Geldbuße mit Hundert Franks erkannt und auch dieſer, nach Um— 
„ſtaͤnden, auf 10 Franks ermaͤßigt werden kann.“ 

Zugleich ſetze Ich für die dieſſeitigen Gerichte feſt, daß ſelbige bei Ueber⸗ 
tretungen dieſer Anordnung auf eine Geldbuße von Fuͤnf bis Funfzig Thalern 
oder, im Fall des Unvermoͤgens, auf verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe zu er- 
kennen haben. Ich trage Ihnen auf, die Publikation dieſer Meiner Beſtim⸗ 
mung zu veranlaſſen, und erwarte von Ihnen, dem Miniſter der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten, daß Sie die im Archive der Rheinſchiffahrts-Central-Kom⸗ 
miſſion niederzulegende Genehmigungs-Urkunde jenes Zuſatz- Artikels zu Mei⸗ 
ner Vollziehung Mir einreichen. 

Stargard, den 17. September 1840. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler, v. Rochow, Graf v. Alvensleben und 
Frh. v. Werther. 
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(Nr. 2183.) Geſetz wegen Erleichterung der Ablöſung gewerblicher u. ſ. w. auf dem Grund⸗ 
beſitz haftender Leiſtungen. Vom 30. Juni 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen, ꝛc. ꝛc. 

haben Uns auf den Antrag Unſerer getreuen Stände des Herzogthums Schle⸗ 
ſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz bewogen gefun⸗ 
den, eine nähere Eroͤrterung darüber zu veranlaſſen, ob und in welcher Art auch 
ſolche auf dem Grundbeſitze haftende, gewerbliche, handwerksmaͤßige und andere 
Leiſtungen, welche in der Abloͤſungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 77.) weder ausdrücklich als abloͤsbar bezeichnet, noch aus⸗ 
druͤcklich von der Abloͤſung ausgeſchloſſen worden find, der Abloͤſung auf ein⸗ 
ſeitigen Antrag des Berechtigten oder des Verpflichteten zu unterwerfen ſeyn 
moͤchten. 

Inzwiſchen wollen Wir ſchon jetzt in denjenigen Landestheilen, in welchen 
jene Abloͤſungs-Ordnung Geſetzeskraft hat, den guͤtlichen Vereinbarungen wegen 
Abloͤſung der oben bezeichneten Leiſtungen alle Erleichterungen anderer Abloͤſungs⸗ 
geſchaͤfte zu Theil werden laſſen, und verordnen demnach auf den Antrag Un⸗ 
ſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, 
was folgt: E 

F. 1. 


Zur Vermittelung einer guͤtlichen Vereinbarung uͤber die Abloͤſung 
der erwaͤhnten Leiſtungen kann ſowohl der Berechtigte, als der Verpflich⸗ 
tete ſich an die Kreis-Vermittelungs- oder an die Provinzial Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗-Behoͤrde wenden; und dieſe Behörden find verpflichtet, ſich der Ver⸗ 
mittelung zu unterziehen. 

6. 2. 

Kommt eine Vereinbarung, es ſey mit oder ohne ermittlung zu 
Stande, ſo iſt der Vertrag der Provinzial⸗Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde zur 
Pruͤfung und Beſtaͤtigung einzureichen. 

8 

Bei dem Abloͤſungsgeſchaͤft finden die Vorſchriften der Verordnung 
vom 20. Juni 1817. (Geſetz- Sammlung Seite 161.) des Ausfuͤhrungs⸗ 
Geſetzes vom 7. Juni 1821. (Geſetz Sammlung Seite 83.) und der Verord⸗ 

nung 


nd 


nung vom 30. Juni 1834. (Geſetz⸗Sammlung Seite 96.) und namentlich die- 
jenigen Vorſchriften Anwendung, welche betreffen: 
die Pruͤfung und Beſtaͤtigung der Vertraͤge, deren Wirkung und 
Ausfuͤhrung, 
ſo wie 
die mit dem Hauptgegenſtande der Auseinunderſehung zuſammenhan⸗ 
genden Rechtsverhaͤltniſſe, welche in ihrer bisherigen Lage nicht verblei— 
ben koͤnnen oder zur beſſern Regulirung des Hauptgeſchaͤfts gereichen. 
. 

Giebt ein Vertrag zu Erinnerungen Anlaß, welche erledigt werden 
muͤſſen, bevor die Beſtaͤtigung deſſelben erfolgen kann, fo hat die Ausein- 
anderſetzungs-Behoͤrde die Parteien zu der Erledigung aufzufordern. 

Wird ſolche von beiden Theilen verweigert, fo bleibt das Abloͤſungs— 
geſchaͤft auf ſich beruhen. 

Widerſpricht jedoch nur ein Theil, fo hat die Auseinanderſetzungs⸗Be⸗ 
hoͤrde daruͤber zu entſcheiden, inwiefern der Widerſprechende wegen der in der 
Hauptſache bereits erfolgten Vereinbarung verpflichtet ſey, ſich den nach jenen 
Erinnerungen erforderlichen Modifikationen zu unterwerfen? J 

Bei der Entſcheidung hieruͤber, ſowie uͤber die aus Anlaß dieſer Ver⸗ 
traͤge mit dritten Perſonen entſtehenden Streitigkeiten ſind die Vorſchriften der 
im F. 3. angeführten Verordnungen anzuwenden, ſowohl in Anſehung der Kom⸗ 
petenz der Behörden, als in Anſehung der zulaͤſſigen Rechtsmittel und der Ver⸗ 
weiſung der Streitigkeiten zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung. 

F. 8. 

Die Beſtimmungen der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 
1821. $. 147. bis 156. (Geſetz⸗Sammlung Seite 53.) und der Abloͤſungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821. K. 39. und 40. über die Wirkungen der 
Auseinanderſetzung in Betreff der Rechte dritter Perſonen, ſowie die auf deren 
Zuziehung und die Stellvertretung der Parteien ſich beziehenden Vorſchriften des 
Ausfuͤhrungs⸗Geſetzes vom 7. Juni 1821. W. 11. bis 15. (Geſetz-Sammlung 
Seite 83.) der Verordnung vom 30. Juni 1834. $$. 20. bis 27. und des 
Geſetzes vom 29. Juni 1835. $$. 3., S. und 9. (Geſetz-Sammlung Seite 135.) 
finden auf die in Rede ſtehenden Abloͤſungs-Geſchaͤfte gleichfalls Anwendung. 

(Nr. 2183.) F. 6. 
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F. 6. 

Den Regierungen und Provinzial⸗Schul⸗Kollegien ſollen auch in Be⸗ 
zug auf dieſe Abloͤſungen alle diejenigen Befugniſſe zustehen, welche ihnen in 
der Verordnung vom 30. Juni 1834. $. 39. in Bezug auf die von ihnen 
reſſortirenden Guͤterverwaltungen und die dieſelben beten Abloͤſungs⸗Ver⸗ 
traͤge beigelegt worden ſind. 

§. 7. 

Die Verhandlungen uͤber dieſe Abloͤſungen ſind in gleichem Maaße, wie 
bei anderen Abloͤſungen, Foften- und ſtempelfrei. 

Inſoweit die Vereinbarung keine Beſtimmung darüber enthält, in wel⸗ 
chem Verhaͤltniſſe die Parteien zu den baaren Auslagen beitragen ſollen, ſind 
dieſelben von jedem Theile zur Haͤlfte zu tragen. 

Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, fo fallen die baaren Aus⸗ 
lagen dem Provokanten allein zur Laſt. 

Der Anſatz der baaren Auslagen erfolgt nach den fuͤr andere Ablöſun⸗ 
gen ertheilten Vorſchriften. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 30. Juni 1841. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz Muͤhler. v. Roch ow. v. Ladenberg. 


(Nr. 2184.) 
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(No. 2184.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Juni 1841., die Verpflichtung dieſſeitiger 
Unterthanen betreffend, eine Zeit lang auf einer Landes - Univerfität zu 
ſtudiren. 


Nachdem bereits in der Kabinetsorder vom 13. Oktober 1838., durch welche 
der Beſuch der Univerfitäten in den Deutſchen Bundesſtaaten den dieſſeitigen 
Unterthanen allgemein wiederum geſtattet worden, denſelben zugleich die Verpflich⸗ 
tung auferlegt iſt, inſofern ſie ſich nach vollendeten Studien um ein oͤffentliches 
Amt oder um die Zulaſſung zur mediziniſchen Praxis bewerben wollen, eine Zeit⸗ 
lang auf einer Landes⸗Univerſitaͤt zu ſtudiren, will Ich nunmehr nach dem An⸗ 
trage im Bericht des Staats-Miniſteriums vom 17. d. M. dieſe Studien⸗ 
zeit auf einen Zeitraum von einem und einem halben Jahre hiermit feſt⸗ 
ſetzen. Von dieſer Verpflichtung Meiner Unterihanen, drei Semeſter ihrer Stu: 
dienzeit auf einer inlaͤndiſchen Univerſitaͤt zuzubringen, ſoll derjenige Verwaltungs⸗ 
Ehefi n deſſen Departement ein Studirender kuͤnftig feine erſte Anſtellung zu 
ſuchen beabſichtigt, in einzelnen Fällen zu dispenſiren befugt ſeyn, wenn ein ſolches 
Geſuch durch den Genuß von Stipendien oder durch beſondere Familien⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe begründet werden kann. Dieſe Dispenfation ſoll ſich aber der Regel 
nach nicht auf das letzte Jahr der Studienzeit erſtrecken. Das Staats⸗Mi⸗ 
niſterium hat dieſe Beſtimmungen, welche jedoch erſt in Anſehung der mit dem 
naͤchſten Winterhalbjahre ihre Univerfitätsftudien beginnenden Studirenden in 
Kraft treten, durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 30. Juni 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


(Nr. 21822188.) (Nr. 2185.) 
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(Nr. 2185.) Verordnung wegen Beſteuerung des Rübenzuckers. Vom 30. Juli 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen, ꝛc. dc. 
verordnen, in Gemaͤßheit der zwiſchen den Staaten des Zollvereins wegen Be⸗ 
ſteuerung des Runkelruͤbenzuckers getroffenen vertragsmaͤßigen Vereinbarung, 
auf den Bericht Unſeres Finanzminiſters wie folgt: 
DEN? 
Der $. 1. der Verordnung wegen Erhebung einer Kontrolle-Abgabe von 
den, zur Zuckerbereitung zu verwendenden Runkelruͤben vom 21. Maͤrz 1840. 
tritt mit Ablauf des Monats Auguſt d. J. außer, Wirkſamkeit. 
83 
Vom 1. September d. J ab wird der aus Runkelruͤben erzeugte Roh⸗ 
zucker mit einer Steuer von 1 Thaler für den Zollzentner belegt, welche von 
den zur Zuckerbereitung beftimmten Rüben mit einem halben Silbergroſchen von 
jedem Zollzentner roher Ruͤben erhoben werden ſoll 
$. 3. g 
Die uͤbrigen Beſtimmungen der Verordnung vom 21. Maͤrz 1840. blei⸗ 
ben auch ferner, jedoch mit der Maaßgabe in Kraft, daß, ſo weit dieſelben 
das Gewicht der Ruͤben betreffen, unter letzterem überall das: für die Berech— 
nung der Ein-, Aus- und Durchgangs⸗Zoͤlle und die zu dieſem Zwecke vorkom⸗ 
menden Verwiegungen durch die Verordnung vom 31. Oktober 1839. (Geſetz⸗ 
Sammlung, Seite 325.) eingefuͤhrte Zollgewicht verſtanden werden ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 30. Juli 1841. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


